
Ländern aufgehoben werden sollen, also ungehindert 
große Mengen dieser Produkte in ein anderes Land, z. B. 
von Frankreich nach Deutschland oder von Holland nach 
Deutschland, eingeführt werden können.

Diesem Plan folgte der „Grüne Plan“, also der Plan 
zur sogenannten europäischen Agrarunion. 17 Staaten von 
Westeuropa berieten in vielen Besprechungen seit 1949, 
welche Maßnahmen zur Vereinheitlichung, also zur 
Kriegsvorbereitung in der europäischen Landwirtschaft 
getroffen werden müssen. Diese Politik hatte in der west­
deutschen Landwirtschaft eine verheerende Wirkung. So 
wurde z. B. der deutsche Markt in unbeschränktem Maße 
von ausländischem Gemüse, Obst, Raps, Wein und an­
deren Intensivprodukten überschwemmt. Die Folge davon 
war eine katastrophale Absatzkrise bei diesen Produkten. 
Die Klein- und Mittelbauern konnten ihre Produkte ein­
fach nicht mehr absetzen. Der Anbau dieser Produkte 
ging wie folgt zurück: Gemüse von 129 000 ha im Jahre 
1948/49 auf 56 000 ha 1953, Raps von 91 000 ha im Jahre 
1950 auf 19 000 ha 1953. Das Obst verfault Jahr für Jahr 
an den Bäumen. Der Schaden für die Obstbauern ist ein­
fach nicht abzusehen. In Westdeutschland hat schon eine 
Reihe Obstbauern ihren wertvollen Obstbaumbestand ein­
fach abgeholzt und Roggen und Weizen dafür angebaut. 
Man könnte diese Beispiele in der pflanzlichen Produk­
tion beliebig erweitern. Tatsache ist, daß als Folge dieses 
Teils der „Grünen-Plan“-Politik über 200 000 ha Intensiv­
anbau vernichtet wurden und heute entsprechend mehr 
Getreide angebaut wird.

Nicht nur in der pflanzlichen Produktion gibt es die 
furchtbare Auswirkung dieser Kriegspolitik, sondern auch 
in der tierischen. Die Schweine fressen den Kriegshetzern 
in Westdeutschland zuviel Getreide und Kartoffeln. Der 
Schweinebestand ist in den letzten drei Jahren um zwei 
Millionen Stück zurückgegangen. Es braucht dabei nicht 
unterstrichen zu werden, daß auch hier in der Verede­
lungsproduktion der Klein- und Mittelbauer am meisten 
betroffen wird. Seit 1950 haben in Westdeutschland 
116 000 Bauern ihre Scholle verlassen. *

Diese Beispiele zeigen, wie der „Grüne Plan“ schon 
jetzt in der Praxis durchgeführt wird.

Die Maßnahmen des „Grünen Planes“ erstrecken sich 
jedoch nicht nur auf die pflanzliche und tierische Produk­
tion, sondern finden ihren Niederschlag auch in der Preis-, 
Steuer- und Kreditpolitik. Der westdeutsche Bauer ist 
heute der höchstbesteuerte Bauer der Welt. Pro Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche zahlt er im Durchschnitt 
120 DM im Gegensatz zum Bauern in der Deutschen 
Demokratischen Republik, der im Durchschnitt 60 DM be­
zahlt. Es ist Tatsache, daß für die Klein- und Mittelbauern 
in Westdeutschland nur dann kurz- und mittelfristige 
Kredite zu bekommen sind, wenn sie mit 12 bis 18 Pro­
zent verzinst werden. Die Preisschere zwischen landwirt­
schaftlicher und industrieller Produktion wird immer 
größer.

In Ausführung des Adenauerschen Regierungspro­
gramms schlug der Bonner Landwirtschaftsminister Lübke 
einen Plan zum Strukturwandel in der westdeutschen 
Landwirtschaft vor. Innerhalb von zehn Jahren sollen in 
Westdeutschland die klein- und mittelbäuerlichen Be­

triebe vernichtet sein und den amerikanischen Farm­
betrieben ähnelnde kapitalistische Betriebe zwischen 25 
und 45 ha gebildet werden.

Das sind die Konsequenzen der „Grünen-Plan“-Politik. 
Welche direkten Auswirkungen sie auf die Landwirtschaft 
haben, spüren die vielen zehntausend Bauern am eigenen 
Leibe. Über 700 000 ha fruchtbaren Ackerlandes und Wald 
sind bereits heute in Westdeutschland für Kriegszwecke 
beschlagnahmt worden.

Aber die westdeutschen Bauern erkennen immer 
mehr den verderblichen Kurs dieser Agrarpolitik. Sie 
organisieren sich und kämpfen immer besser gegen die 
Politik der Kriegsvorbereitung. Unter der Führung der 
Arbeiterklasse kämpften die Bauern in der Eifel, in 
Rheinland-Pfalz, in Baumholder, in Sembach erfolgreich 
gegen die Beschlagnahme ihres Landes. Überall in West­
deutschland bilden sich Initiativausschüsse der Bauern, 
die gegen den „Grünen Plan“ Stellung nehmen. Am 7. Fe­
bruar 1954 fanden sich in Weinheim an der Bergstraße 
600 Bauern aus ganz Westdeutschland zusammen und 
protestierten als Delegierte dieser Initiativausschüsse 
gegen die verderbliche Politik des „Grünen Planes“. Es 
wurde eine Arbeitsgemeinschaft zum Schutze bäuer­
licher Lebensinteressen gebildet, die alle in West­
deutschland bestehenden Bauernausschüsse und land­
wirtschaftlichen Interessengemeinschaften zusammenfaßt. 
An dem IV. Deutschen Bauerntag in Görlitz nahm eine 
starke Bauerndelegation von 200 Bauern aus Westdeutsch­
land teil. Diese Bauern dokumentierten den festen Willen 
der westdeutschen Klein- und Mittelbauern, gegen den 
„Grünen Plan“ zu kämpfen.

Die Kommunistische Partei Deutschlands führt einen 
harten Kampf für die Rechte der kleinen und mittleren 
Bauern. In ihrem Bauernhilfsprogramm, das am 
23. Juli 1953 in Nürnberg vom Vorsitzenden der KPD, 
Genossen Max Reimann, verkündet wurde, sagt die Kom­
munistische Partei der Bonner Agrarpolitik den entschie­
densten Kampf an. In klaren Forderungen werden die 
Interessen der kleinen und mittleren Bauern vertreten. 
Getragen von der großen Verantwortung für die Erhal­
tung der deutschen Nation und für den Frieden des deut­
schen Volkes zeigt die KPD der Bauernschaft West­
deutschlands den Ausweg aus der verderblichen Politik 
der Adenauer-Clique. Der Kampf gegen den „Grünen 
Plan“ darf nicht nur eine isolierte Sache der Bauern sein, 
sondern dieser Kampf ist ein Teil des Kampfes gegen den 
Kriegsplan überhaupt. Er muß deshalb auch von der 
Arbeiterklasse und der gesamten patriotischen Bewegung 
geführt werden. Die Unterstützung der Bauern durch die 
Arbeiterklasse im Kampf gegen den „Günen Plan“ festigt 
das Bündnis der Arbeiterklasse mit den werktätigen 
Bauern.

Der Ausweg für die Bauern Westdeutschlands liegt 
im beharrlichen Kampf um die Erhaltung des Friedens 
und um die friedliche, demokratische Wiedervereinigung 
unseres Vaterlandes. In einem einheitlichen, friedlieben­
den und demokratischen Deutschland werden auch die 
Bauern Westdeutschlands einer glücklichen und frohen 
Zukunft in Wohlstand entgegengehen.
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